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lebhaftem Fremdenverkehr", dem Gesetz nicht entspricht, erübrigt
sich die Prüfung, ob das strafbare Verhalten in der präjudiziellen
Verordnungsstelle mit der für den Tatbestand einer Strafnorm er-
forderlichen Klarheit und Eindeutigkeit gefaßt ist. Die in Prüfung
gezogene Verordnungsstelle war bereits aus den oben angeführten
Gründen als gesetzwidrig aufzuheben.
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Verwaltergesetz 1952, BGBl. Nr. 100/1953; keine verfassungs-
rechtlichen Bedenken gegen § 2 Abs. 1 Ht. f im Hinblick auf die
Enteignungsvorschrift des Art. 5 StGG.; denkmögliche Anwendung
dieser Bestimmung; zum Inhalt des § 5 Abs. 1, des § 6 Abs. 1
und des § 19 Abs. 1; durch die Bestellung eines öffentlichen
Verwalters wird dem bisher Verfügungsberechtigten das Dispo-
sitionsrecht über die unter öffentliche Verwaltung gestellte Ver-
mögenschaft entzogen. Durch die Bestellung eines öffentlichen
Verwalters nach dem Verwaltergesetz 1952 wird eine Enteignung
im Sinne des Art. 5 StGG. nicht herbeigeführt. Die aus Anlaß
einer Beschwerde von Amts wegen erfolgte Aufhebung einer von
der belangten Behörde angewendeten gesetzlichen Vorschrift
oder einer Verordnungsvorschrift wirkt auf den Anlaßbeschwerde-
fall zurück. Keine Verletzung des Rechtes auf das Verfahren vor

dem gesetzlichen Richter oder des Eigentumsrechtes
Erk. v. 15. Oktober 1966, B 222/64

Die Beschwerde wird abgewiesen.

Entscheidungsgründe:
I. Der Bundesminister für Finanzen hat mit dem Bescheid, der

Gegenstand der Beschwerde ist, gemäß § 1 Abs. 2 in Verbindung mit
§ 2 Abs. 1 lit. f des Verwaltergesetzes 1952, BGBI. Nr. 100/1953, in
der Fassung deo, Bundesgesetzes BGBI. Nr. 151/1964, und den Be-
stimmungen der Delegierungsverordnung 1951, BGBI. Nr. HO, für die
I~iegenschaftsanteile des Stefan T. 7'3 Anteil an der EZ. 754 der
Landtafel und 1/9 Anteil an den EZ. 186, 187, 208, 317, 413, 449,
536,547,560 und 600 KG. W., EZ. 88 KG. A. und EZ. 232 KG. L.,
einen öffentlichen Verwalter bestellt.

Gegen diesen Bescheid hat Stefan T. beim Verfassungs gerichtshof
eine auf Art. 144 B-VG. gestützte Beschwerde eingebracht.

H. Im Zuge der Beratung sind gegen die Verfassungsmäßigkeit
und gegen die Gesetzmäßigkeit von Vorschriften, die die belangte
Behörde angewendet hat, Bedenken entstanden. Der Verfassungs-
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gerichtshof hat daher mit Beschluß vom 14. Dezember 1965 das Be-
schwerdeverfahren unterbrochen und von Amts wegen gemäß Art. 140
B-VG. das Verfahren zur Prüfung der Verfassungsmäßigkeit des
§ 23 des Bundesgesetzes vom 26. Juli 1946, BGBL Nr. 157, über die
Bestellung von öffentlichen Verwaltern und öffentlichen Aufsichts-
personen (Verwaltergesetz), wiederverlautbart mit Kundmachung der
Bundesregierung vom 27. Mai 1953, BGBL Nr. 100 (Verwaltergesetz
gesetz 1952), in der Fassung des Bundesgesetzes vom 1. Juli 1964,
mit dem das Verwaltergesetz 1952, BGBL Nr. 100/1953, geändert
wird, BGBL Nr. 151, und gemäß Art. 139 B-VG. das Verfahren zur
Prüfung der Gesetzmäßigkeit der Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 5. April 1951, betreffend die Übertragung von Be-
fugnissen nach dem Verwaltergesetz, BGBL Nr. 163/1949 (Delegie-
rungsverordnung 1951), BGBL Nr. 1l0, eingeleitet.

Mit dem heute verkündeten Erkenntnis G 9/66, V 8/66, sind diese
Gesetzesstelle wegen Verfassungswidrigkeit und diese Verordnung
wegen Gesetzwidrigkeit aufgehoben worden. '

Die aus Anlaß einer Beschwerde von Amts wegen erfolgte Auf-
hebung einer von der belangten Behörde angewendeten gesetzlichen
Vorschrift wirkt auf den Beschwerdefall zurück. Der angefochtene
Bescheid ist so zu beurteilen, als ob die aufgehobene gesetzliche Vor-
schrift im Zeitpunkt der Erlassung des Bescheides nicht mehr be-
standen hätte (Slg. Nr. 4184/1962, 4186/1962).

Auch die Aufhebung von Verordnungsbestimmungen wirkt nach
der ständigen Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes auf den
Anlaßfall zurück. Der Anlaß-Beschwerdefall ist daher so zu beurteilen,
als ob im Zeitpunkt der Erlassung des angefochtenen Bescheides die
aufgehobenen Verordnungsbestimmungen schon aufgehoben gewesen
wären (Slg. Nr. 3765/1960).

IH. Der angefochtene Bescheid ist vom Bundesminister für Finan-
zen erlassen worden. Dieser War gemäß § 4 Abs. 1 Z. 1 lit. d des Bun-
desgesetzes vom 16. Dezember 1949 über die Auflösung von Bundes-
ministerien und die Neuordnung des Wirkungsbereiches einiger
Bundesministerien, BGBl. Nr. 24, zur Bescheiderlasbung zuständig.
Durch den Bescheid ist daher der Beschwerdeführer im verfassungs-
gesetzlich gewährleisteten Recht auf ein Verfahren vor dem gesetz-
lichen Richter nicht verletzt worden.

IV. Der Beschwerdeführer macht geltend, durch den angefoch-
tenen Bescheid in seinem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht
auf Unversehrreit des Eigentums verletzt worden zu sein.

1. Eine Verletzung des verfassungsgesetzlich gewährleisteten
Rechtes auf Unversehrheit des Eigentums durch den Bescheid einer
Verwaltungsbehörde setzt voraus, daß das durch den Bescheid berührte



624 Nr. 5378. Erk. v. 15. Oktober 1966, B 222/64

Recht ein privates Vermögensrecht ist. Das trifft hier zu, weil durch
die Bestellung eines öffentlichen Verwalters dem bisher Verfügungg-
berechtigten das Dispositionsrecht über die unter öffentliche Verwal-
tung gestellte Vermögenschaft entzogen wird. Dies ergibt sich aus den
folgenden Vorschriften des Verwaltergesetzes 1952: Nach § 5
Abs. 1 ruhen während der Dauer der öffentlichen Verwaltung die
Befugnisse des bisher Verfügungsberechtigten; seine Rechte werden
vom öffentlichen Verwalter vertreten, der nach § 6 Abs. 1 alle Rechte
und Pflichten des bisher Verfügungsberechtigten ausübt und das
Unternehmen nach außen vertritt. Nach § 19 Abs. 1 haben die bisher
Verfügungsberechtigten während der Dauer der öffentlichen Ver-
waltung bis zur endgültigen Entscheidung über die Eigentums- oder
sonstigen Rechtsverhältnisse nur nach Maßgabe der Erträgnisse An-
spruLh auf den fehlenden notwendigen Unterhalt für sich und ihre
unterhalt;;,berechtigten Angehörigen, wenn sie nicht in der Lage sind,
diesen auf andere Weise zu beschaffen.

Es liegt daher ein bescheidmäßiger Eingriff in die Privatrechts-
sphäre des Beschwerdeführers vor.

2. Ein solcher Eingriff ist nach der ständigen Rechtsprechung des
Verfassungsgerichtshofes jedoch nur dann - als dem Grundrechte des
Eigentums widersprechend - verfassungswidrig, wenn der in dieses
Recht eingreifende Bescheid auf einem verfassungswidrigen Gesetze
beruht oder Wenn er ohne gesetzliche Grundlage erlassen worden igt,
wobei auch eine denkunmögliche Gesetzesanwendung als Gesetz-
losigkeit gewertet wird.

Die belangte Behörde hat im angefochtenen Bescheid die §§ 1
und 2 Abs. 1 lit. f des Verwaltergesetzes 1952 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBL Nr. 151/1964 angewendet. Der angefochtene
Bescheid ist daher nicht ohne gesetzliche Grundlage erlassen worden.

Daß diese gesetzlichen Vorschriften denkunmöglich angewendet
worden seien, hat der Beschwerdeführer nicht behauptet. Auch der
Verfassungsgerichtshof hat keine derartigen Wahrnehmungen gemacht.

Der Beschwerdeführer hat vorgebracht, daß die Vorschrift des
§ 2 Abs. llit. f des Verwaltergesetzes 1952, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBL Nr. 151/1964, verfassungswidrig sei. Er hat die Über-
prüfung dieser Vorschrift durch den Verfassungsgerichtshof auf ihre
Verfassungsmäßigkeit angeregt.

Diese Vorschrift lautet:
"Öffentliche Verwalter im Sinne des § 1 dieses Bundesgesetzes

können bestellt werden, wenn wichtige öffentliche Interessen an der
Weiterführung des Unternehmens oder an der Erhaltung und Sicher-
stellung der Vermögen schaft (des Vermögensrechtes) vorliegen und die
Verfügungbberechtigten Personen sind, f) die Angehörige eines Staates
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sind, in welchem Vermögenswerte öBterreichischer Staatsbürger,
juristischer Personen oder Personengesellschaften des Handelsrechtes,
die ihren Sitz in Österreich haben, von konfiskatorischen Maßnahmen
betroffen sind."

3. Der Beschwerdeführer bringt vor, daß diese Vorschrift dem
Art. 5 StGG. widerspreche, der vorschreibt, daß eine Enteignung
gegen den Willen des Eigentümers nur in den Fällen und in der Art
eintreten kann, welche das Gesetz bestimmt.

Der Verfassungsgerichtshof verweist auf sein Erkenntnis vom
26. Feber 1965, B 213/64, in dem er dargelegt hat, daß eine Ent-
eignung im Sinne des Art. 5 StGG. eine Vermögensverschiebung vor-
aussetzt. Eine solche wird jedoch durch die Bestellung eines öffent-
lichen Verwalters nach dem Verwaltergesetz 1952 nicht herbeigeführt,
weil- wie sich insbesondere aus den §§ 5, 6 und 19 ergibt - während
der Dauer der öffentlichen Verwaltung die Befugnisse der bisherVer-
fügungsberechtigteh lediglich zum Ruhen gebracht werden, bis eine
endgültige Entscheidung über die Eigentums- oder sonstigen Rechts-
verhältnisse gefällt ist.

Verfassungsrechtliche Bedenken gegen die angeführte Rechts-
grundlage des angefochtenen Bescheides sind daher im Hinblick auf die
Enteignungsvorschrift des Art. 5 StGG. nicht entstanden.

4. In der Beschwerde wird ferner geltend gemacht, daß der § 2
Abs. 1 lit. f des Verwaltergesetzes 1952, BGBL NI'. 100/1953, in der
Fassung des Bundesgesetze" BGBL NI'. 151/1964, die allgemeinen
Grundsätze des Völkerrechtes verletze und daher verfassungswidrig sei.

Der Beschwerdeführer beruft sich hiebei auf Art. 1 Abs. 1 des Zu-
satzprotokolles zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte
und Grundfreiheiten, BGBL NI'. 210/1958. Diese Vorschrift ist jedoch
in diesem Be"chwerdefall nicht anwendbar, weil, wie schon ausgeführt,
eine als Vermögensverschiebung zu wertende Entziehung von Eigen-
tum - eine Enteignung - hier nicht vorgelegen ist.

5. Diese Erwägungen ergeben, daß der Beschwerdeführer in seinem
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf Unversehrtheit des
Eigentums durch den angefochtenen Bescheid nicht verletzt worden
ist, weshalb im Weg einer Beschwerde nach Art. 144 B-VG. dem Be-
schwerdeführer ein Erfolg nicht zuteil werden kann.

V. Aber auch im Weg über Art. 145 B-VG. ist für den Beschwerde-
führer nichts zu gewinnen. Gemäß Art. 145 B-VG. erkennt der Ver-
fassungsgerichtshof über Verletzungen des Völkerrechtes nach den Be-
stimmungen eines besonderen Bundesgesetzes. Ein solches Bundes-
gesetz ist bisher nicht erlassen worden. Daher kann der Verfassungs-
gerichtshof nach seiner ständigen Rechtsprechung -- vgI. d. Erk.



626 Nr. 5379. Erk. v. 15. Oktober 1966, B 259/64, B 74/65

Slg. Nr. 2586/1953 und den Beschluß Slg. Anh. 8/1924 - derzeit
über behauptete Verletzungen des Völkerrechtes nicht erkennen.

VI. Die Ausführungen dieses Erkenntnisses in Pkt. IV 4 und V
gelten auch für die in der Beschwerde behauptete Verletzung des
Staatsvertrages betreffend die Wiederherstellung eines unabhängigen
und demokratischen Österreich, BGBL Nr. 152/1955, soweit sie der
Beschwerdeführer als Verstoß gegen die allgemeinen Grundsätze des
Völkerrechtes wertet. Im übrigen sind durch Art. II Z. 3 des BVG.
BGBL Nr. 59/1964 nur die dort aufgezählten Bestimmungen dieses
Staatsvertrages gemäß Art. 50 Abs. 2 in Verbindung mit Art. 44
Abs. 1 B-VG. genehmigt worden. Sie stehen aber mit diesem Be-
schwerdefall in keinem Zusammenhang.

VII. Aus diesen Erwägungen war die Beschwerde als unbegründet
abzuweisen.
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Verwaltergesetz 1952, BGBl. Nr. 100/1953; keine verfassungs~
rechtlichen Bedenken gegen § 1 Abs. 2 und § 2 Abs. 1 lit. f;
denkmögliche Auslegung des Ausdruckes "konfiskatorische Maß~
nahmen" im § 2 Abs. 1 lit. f. Die Berichtigung von Schreib~
und Rechnungsfehlern oder anderer offenbar auf einem Versehen
beruhender Unrichtigkeiten in Bescheiden nach § 62 Abs.. 4
AVG. 1950 ist in Form eines Bescheides durchzuführen; die
Berichtigung ist auf Fälle beschränkt, in denen die Unrichtigkeit
des Bescheides offenkundig ist; ein Berichtigungsbescheid bildet
mit dem von ihm berichtigten Bescheid eine Einheit; der berichtigte
Bescheid muß daher in dem Zeitpunkte als geändert angesehen
werden, in dem er in Rechtskraft erwachsen ist. Keine Verletzung
des Rechtes auf das Verfahren vor dem gesetzlichen Richter oder

des Eigentumsrechtes

Erk. v. 15. Oktober 1966, B 259/64, B 47/65

Die Beschwerden werden abgewiesen und an den Verwaltungsgerichtshof
abgetreten.

Entscheidungsgründe:

1. Simon und Helene R. sind seit der nationalsozialistischen
Machtübernahme verschollen. Sie waren je zur Hälfte Eigentümer
der Liegenschaft mit Haus in Wien, -.straße 71, EZ. 4953 KG. B.


